Die Parlamentarische Versammlung des Europarates [1], in dem sich Abgeordnete der nationalen Parlamente Europas versammeln*, nahm im Januar 2018 mit großer Mehrheit eine Resolution zum Grundeinkommen [2] („The case for a basic citizenship income“, Resolution 2197 [3] vom 23. Januar 2018)) an.
Darin heißt es**:
„Das Grundeinkommen bzw. Bürgergeld ist eine Form der sozialen Sicherheit, die allen Bürgerinnen und Bürgern eine regelmäßige Geldsumme zur Verfügung stellt, von der sie leben können: Sie wird ‘allen Angehörigen eines politischen Gemeinwesens ohne Prüfung der Bedürftigkeit und ohne die Anforderung, einer Tätigkeit nachzugehen, persönlich ausgezahlt‘. Ein Grundeinkommen, das per Definition universell, personenbezogen und bedingungslos ist und ausreicht, um ein menschenwürdiges Leben zu führen und gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen, würde die absolute Armut bekämpfen und negative Arbeitsanreize beseitigen (da es der betreffenden Person nicht entzogen wird, wenn diese zusätzliche Einnahmen erwirtschaftet).“
Weiter heißt es in der Resolution:
„Die Versammlung ist der Auffassung, dass die Einführung eines Grundeinkommens die Chancengleichheit für alle verlässlicher garantieren könnte als das vorhandene Flickwerk aus Sozialleistungen, Sozialeinrichtungen und sozialpolitischen Programmen.“
Die Parlamentarische Versammlung „fordert die Mitgliedstaaten des Europarates vorrangig auf, die Mittelausstattung bei ihren vorhandenen Mindesteinkommenssystemen zu verbessern und insbesondere dafür zu sorgen, dass die nationalen Referenzkörbe für Waren und Dienstleistungen die vollständige Teilhabe des Einzelnen am gesellschaftlichen Leben abdecken. Gegebenenfalls könnten die Länder auch erwägen, den von den EU-Institutionen verwendeten AROPE-Indikator (AROPE = at-risk-of-poverty or social-exclusion rate = Quote der von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedrohten Personen) zu übernehmen.“
Empfohlen wird den Mitgliedsstaaten des Europarates von der Parlamentarischen Versammlung u. a.:
– „alle Sozialpartner an dem Verfahren zur Festlegung eines nationalen Referenzwerts für ein Existenzminimum zu beteiligen, das allen Bürgerinnen und Bürgern ermöglicht, über ein Einkommen oberhalb der Armutsgrenze zu verfügen“,
– „die Maßnahmen zur Eindämmung von Steuerflucht und Steuervermeidung durch multinationale Unternehmen und vermögende Privatpersonen auszubauen und die auf diese Weise zurückerlangten Mittel prioritär für sozialpolitische Zwecke zu verwenden“,
– „den sozialen Dialog und die Aufklärung der Bevölkerung über die Risiken und Chancen der Einführung eines Grundeinkommens fortzusetzen“, sowie „eine nationale öffentliche Debatte über ein Grundeinkommen bzw. Bürgergeld zu fördern, um die Grundlagen für nationale Experimente im Bereich des Grundeinkommens zu schaffen und solche Experimente zu beginnen.“
Hier findet sich das Abstimmungsergebnis und die persönlichen Voten der Abgeordneten nationaler Parlamente, die in der Parlamentarischen Versammlung vertreten sind: http://assembly.coe.int/nw/xml/Votes/DB-VotesResults-EN.asp?VoteID=36977&DocID=16468&MemberID [4]
Die Resolution wurde von der Italienerin Nunzia Catalfo (5-Sterne-Bewegung) [5] erarbeitet. Fachliche Zuarbeit leisteten u. a. Klaus Sambor vom Runden Tisch Grundeinkommen Österreich und Ronald Blaschke vom Netzwerk Grundeinkommen Deutschland. Die angenommene Resolution ist das Resultat interner Aushandlungsprozesse in der Parlamentarischen Versammlung des Europarates. Die Resolution ist ein weiterer Schritt in Richtung Grundeinkommen in Europa bzw. in der Europäischen Union [6].
Hinweise
* Die zwei Organe des Europarates sind einerseits der Ministerrat, in dem die Mitgliedstaaten des Europarates durch ihre Außenministerinnen und Außenminister bzw. deren Ständige Vertreterinnen und Vertreter im Range eines Botschafters vertreten sind, sowie andererseits die Parlamentarische Versammlung des Europarates [7], in welche die nationalen Parlamente der Mitgliedsstaaten des Europarates Abgeordnete entsenden. Der Europarat ist nicht mit Gremien der Europäischen Union (EU) zu verwechseln.
** Die Übersetzung folgt einer internen Arbeitsübersetzung des Deutschen Bundestages.
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